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Samstag, den 13. Jan. 2024


[bookmark: 0113-Jugendschutz-COPPA.txt]Neuverordneter Online-Jugendschutz der FTC
  
CK • Washington.   Als JugendschutzmaÃŸnahme wurde im jahre 1998 das bundesrechtliche Gesetz Children's Online Privacy Protection Act, 15 U.S.C. 6501, in Kraft gesetzt. Das Verbaucherschutz- und Kartellrechtsamt des Bundes, Federal Trade Commission, wurde beauftragt, Verordnungen, Richtlinien und Hinweise fÃ¼r Anbieter und Verbraucher zu schaffen.


Diese passt die FTC nun dem technischen Fortschritt, der Kinder unter 13 Jahren anderen Versuchungen und Gefahren aussetzt als 1998, mit der  VerkÃ¼ndung einer Neuregelung unter dem Titel Children's Online Privacy Protection Rule; Proposed Rule, im Bundesanzeiger, Federal Register, an. Die Ã–ffentlichkeit ruft die FTC auf, Stellungnahmen einzureichen, bevor der Entwurf zu Ende formuliert und in Kraft gesetzt wird.



Mittwoch, den 10. Jan. 2024


[bookmark: 0110-independent-contractor.txt]Freiberufler oder Angestellter: Neuverordnung
  
CK • Washington.   Am 10. Januar 2024 verkÃ¼ndete das Bundesarbeitsministerium im Bundesanzeiger, Federal Register, eine neue Verordnung unter dem Titel Employee or Independent Contractor Classification Under the Fair Labor Standards Act; Final Rule, die vielen Arbeitgebern Sorgen bereit, weil sie viele Freiberufler als Angestellte einstufen kann und damit steuerliche und andere administrative Folgen auslÃ¶sen kann.


Die Hauptaussage der Verordnung beschreibt das Ministerium als Economic Reality Test, der die AbhÃ¤ngigkeit von bisher freiberuflichen Gig-Arbeitern, Independent Contractors, zum Angelpunkt der erforderlichen Klassifizerung macht:
(b) Economic dependence as the ultimate inquiry. An "employee" under the Act is an individual whom an employer suffers, permits, or otherwise employs to work. 29 U.S.C. 203(e)(1), (g). "Employer" is defined to 'include[ ] any person acting directly or indirectly in the interest of an employer in relation to an employee." 29 U.S.C. 203(d). The Act's definitions are meant to encompass as employees all workers who, as a matter of economic reality, are economically dependent on an employer for work. A worker is an independent contractor, as distinguished from an "employee" under the Act, if the worker is, as a matter of economic reality, in business for themself. Economic dependence does not focus on the amount of income the worker earns, or whether the worker has other sources of income.

Die Verordnung wird mit einer Auswertung von Ã¼ber 50000 Kommentaren der Öffentlichkeit um Verordnungsentwurf von 2022 verÃ¶ffentlicht. Diese Auswertung wird bei der EinzelprÃ¼fung nÃ¼tzlich sein. Viele Unternehmen prÃ¼fen bereits die VertrÃ¤ge, die sie mit Independent Contractors unterhalten und stellen unter BerÃ¼cksichtigung der amtlichen Feststellungen durch Vertragsanpassungen klar, dass die Freiberuflereigenschaft weiterhin gewÃ¤hrleistet ist, oder sie Ã¼bernehmen diese Personen in ein Employment-ArbeitsverhÃ¤ltnis. 




Mittwoch, den 20. Dez. 2023


[bookmark: 1219-BOI.FinCEN.txt]Einheitliches im Gesellschaftsrecht: BOI-Meldung
  
CK • Washington.   Wie Vertragsrecht ist in den USA das Gesellschaftsrecht einzelstaatliches Recht. In jedem Staat ist es etwas anders. Aber der Bund fÃ¼hrt am 1. Januar 2024 eine einheitliche Meldepflicht unter der Bezeichung Beneficial Owner Information ein. Die Gesetzesgrundlage ist der Corporate Transparency Act in 31 United States Code 5336. Die DurchfÃ¼hrungsbestimmungen finden sich in 31 Code of Federal Regulations 1010.380.

Bereits jetzt warnt das zustÃ¤ndige FinCEN-Amt vor Phishing-Angriffen gegen meldewillige Unternehmen und deren Inhaber und Management, aber dennoch mÃ¼ssen die meisten EigentÃ¼mer und Leiter amerikanischer Gesellschaften aller Art das strafbewehrte Gesetz strikt befolgen. Bestehende Unternehmen mÃ¼ssen ihre Meldung bis zum 31. Dezember 2024 einreichen, neue binnen 30 Tagen - 90 Tage im Jahr 2024 - nach der Eintragung im einzelstaatlichen Handelsregister.

Obwohl die EntrÃ¼stung enorm ist, weil sich der Staat zum ersten Mal um die Identifizierung von mit Gesellschaften verbundenen Personen interessiert und gar Anschriften und Passmerkmale fordert, und obwohl die Verordnungsgebung noch nicht abgeschlossen ist, sollte man angesichts der zu erwartenden Strafen die Compliance schnellstens und grÃ¼ndlichst angehen. 

Im ersten Schritt sollte man die notwendigen Informationen Ã¼ber Gesellschafter, Inhaber, Directors, Officers, GrÃ¼nder und die Personen sammeln, die die Eintragung beim Handelsregister vorgenommen haben. Dann sollte man sich mit der online vorzunehmenden Meldung im Einzelfall vertraut machen.



Donnerstag, den 14. Dez. 2023


[bookmark: 1214-SAD-Markenverletzungsklagemissbrauch.txt]Schedule A Defendants-Missbrauchsklagen
  
CK • Washington.   Entscheidungen, nicht Klagen, stehen hier im Vordergrund, weil man von ihnen lernt und die obergerichtlichen Entscheidungen Ã¼ber die Parteien hinaus bindend sind. Aber eine Art der missbrÃ¤uchlichen Klage soll hier erneut erwÃ¤hnt werden: Die Klagen in den USA gegen Onlineshops, sogenannte Schedule A Defendants, mittlerweile SAD genannt.


Wie bereits berichtet, richten sich diese Klagen im Markenbereich gegen mehrheitlich auslÃ¤ndische Beklagte, die oft klein sind und angeblich amerikanische Marken verletzen.

Ihnen wird die Klage nicht nach der Haager Ãœbereinkunft oder anderen Abkommen zugestellt, sondern sie werden mit einer EMail benachrichtigt, dass sie sich die Klage auf der Webseite einer Kanzlei abholen kÃ¶nnen. Oft sind die Klagen unverstÃ¤ndlich formuliert, aber sie verlangen, dass die Konten der Beklagten eingefroren werden. Dies sind meist Konten bei amerikanischen Unternehmen, die Kleinanbietern das Einrichten und Verwalten von Shops und Konten erlauben.


Bei kleinen UmsÃ¤tzen an amerikanische Kunden stehen die Kosten einer Verteidigung, wenn die Klage Ã¼berhaupt wahrgenommen wird, in keinem angemessenen VerhÃ¤ltnis zum Aufwand. $100000 Verteidigungskosten kann sich nicht jeder Anbieter leisten, und das wÃ¤re im Markenrecht noch billig. Das Abholen der Klage zur Verteidigung ist Ã¼brigens mit dem Risiko verbunden, das der KlÃ¤geranwalt Daten des anfragenden Beklagten speichert und damit dem Gericht nachweisen kann, dass die fragwÃ¼rdige Zustellung erfolgreich war. Mittlerweile wird Ã¼ber die zahlreichen SAD-Klagen mehr bekannt:
- Die Zustellung verletzt die Rechte der Beklagten, aber zwei Gerichte in Chicago und Miami scheinen sich mit dem Vorgehen zufrieden zu geben. Das bedeutet, dass ein etwaiges Urteil in den USA vollstreckt werden darf.

- Das Einfrieren der Beklagtenkonten steht auf tÃ¶nernem Fundament.

- Das Verbinden zahlreicher, gar hunderter von Beklagten nach dem Joinder-Grundsatz ist rechtlich zweifelhaft. Die Beklagten mÃ¼ssten gemeinsam handeln und zumindest irgendwie miteinander verbunden sein. Das ist bei der Art der SAD-Beklagten fast nie der Fall.

- Die Geheimhaltung der Beklagten auf Antrag der KlÃ¤ger verletzt nach Auffassung zumindest eines Richters den Grundsatz der Ã–ffentlichkeit und erschwert den Beklagten eine kostengÃ¼nstigere gemeinsame Verteidigung.

- Die KlÃ¤ger nutzen raffiniert das Prozessrecht der Bundesgerichte, manchmal gar mit falschen Behauptungen, aus und stellen den Rechtsstaatsgrundsatz, Due Process, wie in Art. 19 GG auf den Kopf.
- Auch werden Klagen bekannt, von denen die KlÃ¤ger selbst keine Ahnung haben, beispielsweise die eines KÃ¼nstlers gegen seine AnhÃ¤nger, was auf Missbrauch durch die KlÃ¤geranwÃ¤lte oder die KÃ¼nstlermanager deutet.

Ein Professor Goldman ist einer der wenigen Beobachter dieses Missbrauchs; ein anderer Rechtsanwalt hat neben dem Verfasser auch dieses Vorgehen analysiert, siehe:

Goldman, Judge Pushes Back on SAD Scheme Sealing Requests

Goldman, A SAD Scheme of Abusive Intellectual Property Litigation

Goldman, SAD Scheme Cases Are Always Troublingâ€“Bettyâ€™s Best v. Schedule A Defendants

Schwimmer, SAD gone bad!





Donnerstag, den 30. Nov. 2023


[bookmark: 1130-KannUndDarf.txt]Kann und darf: Gerichtswahlklausel
  
CK • Washington.   Der kleine Unterschied zwischen kann und darf, und oft auch muss, zeigt im Revisionsentschied v0m 30. November 2023, wie kritisch diese Unterschiede bei einer Gerichtswahlklausel wirken. Can und May sind hier streng zu unterscheiden, wÃ¤hrend in Deutschland selbst Juristen recht unsorgfÃ¤ltig diese Hilfsverben einsetzen.


Der Revisionsentscheid Flextronics Da Amazonia Ltda. v. CRW Plastics USA Inc. des Bundesberufungsgerichts des Zweiten Bezirks der USA in New York City wurde von einer Gerichtsstandsklausel ausgelÃ¶st, die besagt, dass eine Klage vor einem bestimmten Gericht erhoben werden kann - May. Die Klausel bestimmte auch, wie erforderlich, dass andere GerichtsstÃ¤nde ausgeschlossen sind. Das Untergericht konnte keine personal Jurisdiction, die Ã¶rtliche ZustÃ¤ndigkeit fÃ¼r die nicht bezirksansÃ¤ssigen Beklagte und wies die Klage sua sponte ab. Die Klausel sei permissive, gestattend, und nicht zwingend.


Die Revision hob die Entscheidung auf und erklÃ¤rte, das Kann beziehe sich auf die MÃ¶glichkeit der Klageinreichung und nicht auf eine Uneindeutigkeit der Gerichtswahl. Diese sei zwingend gestaltet. Wahrscheinlich hÃ¤tte die KlÃ¤gerin den teuren Umweg Ã¼ber die Revision vermieden, wenn ihre Klausel von shall - muss - bei der KlagerechtsausÃ¼bung gesprochen hÃ¤tte. Hier die Klausel:

THIS GUARANTY SHALL BE IN ALL RESPECTS GOVERNED BY, AND
CONSTRUED IN ACCORDANCE WITH, THE LAWS OF THE STATE OF
NEW YORK, WITHOUT REGARD TO PRINCIPLES OF CONFLICTS OF
LAWS. ANY PROCEEDING ARISING OUT OF OR RELATING TO THIS
GUARANTY MAY BE BROUGHT IN ANY COURT LOCATED IN NEW
YORK CITY, STATE OF NEW YORK, UNITED STATES OF AMERICA, AND
EACH OF PARENT AND THE SELLERS IRREVOCABLY SUBMITS TO THE EXCLUSIVE JURISDICTION OF EACH SUCH COURT IN ANY SUCH
PROCEEDING, WAIVES ANY OBJECTION IT MAY HAVE TO VENUE OR
TO CONVENIENCE OF FORUM, AGREES THAT ALL RELATED CLAIMS
SHALL BE HEARD AND DETERMINED ONLY IN ANY SUCH COURT AND
AGREES NOT TO BRING ANY PROCEEDING ARISING OUT OF OR
RELATING TO THIS GUARANTY IN ANY OTHER COURT. 





Samstag, den 11. Nov. 2023


[bookmark: 1111-Nebenkosten-FTC.txt]Ãœberraschende Nebenkosten: Verordnung
  
CK • Washington.   Die Federal Trade Commission in Washington, die als Kartell-, Verbraucherschutz- und Datenschutzamt wirkt, stellte am 9. November 2023 eine neue Verordnung vor, die Ã¼berraschende Nebenkosten vor allem bei Online-Transaktionen vermeiden soll. Sie stellte im Federal Register, dem Bundesanzeiger, den Verordnungsentwurf unter dem Titel Trade Regulation Rule on Unfair or Deceptive Fees vor.


Der auf der Verordungssetzungsmacht der FTC in 16 CFR Part 464 beruhende Entwurf basiert auf Untersuchungen des Amts und Kommentaren aus der Öffentlichkeit, die erheblichen Missbrauch von landesweit geltenden Bestimmungen über Klarheit und Deutlichkeit von Preisangaben belegen. Besonders in der Kritik stehen über mehrere Seiten verteilte und erklärte Angaben über GebÃ¼hren und Nebenkosten, die den anfangs dem potentiellen Kunden angezeigten Preis weit Ã¼bersteigen oder ihn Ã¼berraschen. AuÃŸerdem stellte das Amt fest, dass manche Nebenkosten und GebÃ¼hren zwar erklÃ¤rt werden, aber betrÃ¼gerisch oder tÃ¤uschend verlangt werden.


Das Amt und die Ã–ffentlichkeit sind der Ansicht, dass eine Verordnung notwendig ist. Auch Onlineanbieter unterstÃ¼tzen das Vorhaben, weil ehrliche Anbieter mit klaren Preisangaben im Wettbewerb teurer wirken als die Konkurrenten, die ihre Nebenkosten verstecken oder falsch erklÃ¤ren. Soweit Einzelstaaten der USA bereits weitergehende Regelungen zum Schutz von Verbrauchern einsetzen, gehen diese der neuen bundesrechtlichen Verordnung vor.



Samstag, den 21. Okt. 2023


[bookmark: 1022-Thomas-Presserecht.txt]ZurÃ¼ck zum uneinheitlichen Presserecht
  
CK • Washington.   Wie im Waffenrecht pocht der seit trump einflussreiche Supreme Court-Richter Thomas auf die RÃ¼ckkehr des Presserechts zum bei der GrÃ¼ndung der USA geltenden Recht. Das bedeutet die Abkehr vom einheitlichen MaÃŸstab der Verleumdungsmerkmale, die sich zwar nach einzelstaatlichem Recht unterschiedlich darstellen, aber von der bundesverfassungsrechtlichen Garantie der Pressefreiheit geprÃ¤gt werden.


Die Verfassungsrechtsprechung fordert seit 1964, seit dem Entscheid in New York Times Co. v. Sullivan, 376 U. S. 254 (1964), BÃ¶swilligkeit der beklagten Presse bei behaupteter Verleumdung von Personen des Ã¶ffentlichen Interesses. Eine versehentliche oder unbeabsichtigte Verleumdung fÃ¼hrt nicht zur Haftung.


Thomas erklÃ¤rte am 10. Oktober 2023 in der EntscheidungsbegrÃ¼ndung im Fall Blankenship v. NBCUniversal LLC,  dass die Rechtsprechung von 1964 zu revidieren sei. Verleumdungsrecht mÃ¼sse einzelstaatliches Recht bleiben, und die Gerichte mÃ¼ssten sich am zur Zeit der GrÃ¼ndung der USA geltenden Recht orientieren. Dieses habe auch verfassungsrechtlich nicht den BÃ¶swilligkeitsfaktor gekannt. Er zitiert sich:"The common law of libel at the time the First and Fourteenth Amendments were ratified did not require public figures to satisfy any kind of heightened liability standard as a condition of recovering damages." McKee v. Cosby, 586 U. S. ___, ___ (2019) (THOMAS, J., concurring in denial of certiorari) (slip op., at 6).




Mittwoch, den 18. Okt. 2023


[bookmark: 1018-YouTube-DMCA.txt]Anspruch auf LÃ¶schung des Kontos eines Dritten
  
CK • Washington.   Der Inhaber eines dreimal minimal verletzten Videourheberrechts verklagte ein Forum, auf dem der verletzende Forumskunde unerlaubt einen Ausschnitt eingestellt hatte, weil das Forum zwar die verletzenden Werke gelÃ¶scht, aber nicht das Kundenkonto gelÃ¶scht hatte. Das Forum habe seinen eigenen Nutzungsvertrag rechtswidrig ignoriert, der Kunden die KontolÃ¶schung nach drei Urheberrechtsverletzungen androhe, und damit gegen den Digital Millennium Copyright Act verstoÃŸen.


Das Bundesberufungsgericht des Zweiten Bezirks der USA in New York City erÃ¶rterte in seiner BegrÃ¼ndung vom 17. Oktober 2023 im Fall Business Casual Holdings, LLC v. YouTube, LLC zunÃ¤chst ausfÃ¼hrlich, dass dem KlÃ¤ger gegen das Forum kein Schadensersatzanspruch nach Urheberrecht wegen der Rechteverletzung durch den Kunden zustehe, und wandte sich dann dem behaupteten DMCA-Anspruch zu.

Der DMCA gewÃ¤hrt den Betreibern von Internetauftritten eine Haftungsbefreiung bei behaupteten Urheberrechtsverletzungen unter der Bedingung, dass sie Urheberrechtsinhabern die MÃ¶glichkeit der Kontaktaufnahme zur Beantragung einer LÃ¶schung eines geschÃ¼tzten Werks anbieten und prompt auf das LÃ¶schungsbegehren reagieren. Rechtlich gilt diese DMCA-Regel als Einrede, nicht als Anspruch, wie das Gericht erklÃ¤rt: The DMCA safe harbor provision that Business Casual relies on is an affirmative defense that a defendant may assert when a plaintiff sufficiently alleges a viable claim of prima facie copyright infringement. See 17 U.S.C. Â§ 512(l) (â€œThe failure of a service providerâ€™s conduct to qualify for limitation of liability under this section shall not bear adversely upon the consideration of a defense by the service provider that the service providerâ€™s conduct is not infringing under this title or any other defense.â€�); see also Capitol Recs., LLC v. Vimeo, LLC, 826 F.3d 78, 94 (2d Cir. 2016) (â€œ[T]he safe harbor is properly seen as an affirmative defense, and therefore must be raised by the defendant.â€�); CoStar Grp., Inc. v. LoopNet, Inc., 373 F.3d 544, 555 (4th Cir. 2004) (â€œ[T]he DMCA is irrelevant to determining what constitutes a prima facie case of copyright infringement.â€�). In other words, there is no affirmative cause of action for any alleged failure by YouTube to apply its Repeat Infringer Policy in accordance with the DMCAâ€™s safe harbor provisions.
Dass das Forum angeblich die eigenen Forumsregeln Ã¼ber den Ausschluss von Mehrfachverletzern, Repeat Infringers, ignoriert haben soll, ist demnach irrelevant und fÃ¼hrt zu keinem Schadensersatzanspruch des Urheberrechtsinhabers gegen das Forum. Der DMCA befreit bei prompter LÃ¶schung von Werken von der Haftung nach dem Copyright Act und verlangt vom Forum keine LÃ¶schung von Kundenkonten. Hier hielt das Forum auch die erforderliche vertragliche Regelung fÃ¼r Mehrfachverletzer vor; dieser Vertrag ist jedoch nicht als Anspruch des Urheberrechtsinhabers durchsetzbar. 



Samstag, den 16. Sept. 2023


[bookmark: 0916-Uberstunden-USA.txt]Ãœberstunden in den USA: Aktualisierung
  
CK • Washington.   Nur in wenigen Bereichen darf der Bundesgesetzgeber ins Arbeitsrecht eingreifen, und im Ãœberstundenrecht hat er es mit dem Fair Labor Standards Act gewagt. Seine Verfassungsvereinbarkeit ist mittlerweile unbezweifelt, aber seine Ãœberstundenregelungen gelten nur, soweit die Einzelstaaten nicht bessere Bedingungen fÃ¼r Arbeitnehmer vorschreiben.

Am 8. September 2023 verkÃ¼ndete das Arbeitsministerium des Bundes eine Aktualisierung der GehÃ¤lter, bei denen Ãœberstunden vergÃ¼tet werden mÃ¼ssen, unter dem Titel Defining and Delimiting the Exemptions for Executive, Administrative, Professional, Outside Sales, and Computer Employees. Es Ã¤ndert nicht die grundsÃ¤tzliche Regel, dass jede Stunde Ã¼ber 40 Arbeitsstunden je Woche mit dem Eineinhalbfachen des Normallohns zu vergÃ¼ten ist. Wochenend- und Feiertagsarbeit zÃ¤hlen nicht als Ãœberstunden, solange die magische Zahl 40 pro Woche nicht Ã¼berschritten wird.

Die neue Verordnung verpflichtet zur ÃœberstundenvergÃ¼tung, wenn das Gehalt bis zu $1.059 pro Woche betrÃ¤gt und entpflichtet davon, wenn es $143.988 pro Jahr Ã¼berschreitet. Dazwischen gilt eine MehrfaktorenabwÃ¤gung, die auf die Art der TÃ¤tigkeit abstellt. Blue Collar-Personal ist zur SondervergÃ¼tung berechtigt, White Collar-Personal meist nicht. FÃ¼r Arbeitnehmer gÃ¼nstigere VertrÃ¤ge sind zulÃ¤ssig. Die Aktualisierung tritt erst nach Abschluss der AnhÃ¶rung der Ã–ffentlichkeit in Kraft.



Samstag, den 09. Sept. 2023


[bookmark: 0909-forenmoderation.txt]Beeinflussung der Onlinemoderation verboten 
  
CK • Washington.   Das Bundesberufungsgericht des Fünften Bezirks der USA in New Orleans erlieÃŸ am 8. September 2023 eine modifizierte VerbotsverfÃ¼gung, die dem Staat untersagt, die Moderation von VerÃ¶ffentlichungen in Onlineforen zu beeinflussen:Defendants, and their employees and agents, shall take no actions, formal or informal, directly or indirectly, to coerce or significantly encourage social-media companies to remove, delete, suppress, or reduce, including through altering their algorithms, posted social-media content containing protected free speech. That includes, but is not limited to, compelling the platforms to act, such as by intimating that some form of punishment will follow a failure to comply with any request, or supervising, directing, or otherwise meaningfully controlling the social-media companiesâ€™ decision-making processes.
Die Regierung und Oberste BundesbehÃ¶rden sollen seit dem Jahr 2020 die Foren beeinflusst haben, ihre Algorithmen anzupassen, um Antivaxxer, Schwurber und COVID-Leugner weniger Gewicht zukommen zu lassen. Dabei sollen sie laut der BegrÃ¼ndung in Missouri v. Biden auch Druck dergestalt ausgeÃ¼bt haben, dass das Ignorieren amtlicher Bitten Folgen fÃ¼r die Foren haben kÃ¶nnte.
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CK
Rechtsanwalt i.R. u. Attorney Clemens Kochinke ist Gründer und Herausgeber des German American Law Journal in der Digitalfassung sowie von Embassy Law. Er ist nach der Ausbildung in Deutschland, Malta, England und USA Jurist, vormals Referent für Wirtschaftspolitik und IT-Aufsichtsrat, von 2014 bis 2022 zudem Managing Partner einer 75-jährigen amerikanischen Kanzlei für Wirtschaftsrecht. Er erklärt deutsch-amerikanische Rechtsfragen in Büchern und Fachzeitschriften.

2021 erschien die 5. Auflage mit seinem Kapitel Vertragsverhandlung in den USA in Heussen/Pischel, Handbuch Vertragsverhandlung und Vertragsmanagement, und 2012 sein Buchbeitrag Business Negotiations in Germany in New York, 2013 sein EBook Der amerikanische Vertrag: Planen - Verhandeln - Schreiben.

Die meisten Mitverfasser sind seine hochqualifizierten, in das amerikanische Recht eingeführten Referendare und Praktikanten.
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[bookmark: telemad]Telemediengesetz

Herkunftsland gem. §3(1) TMG iVm ABl. EG Nr.L 178 S.1: USA

Ersatzweise Angaben:
Verantwortlicher gem. §55(2) RStV: Kein Inlandsaufenthalt
Vertretung gem. §3(4)(2) TMG iVm ABl. EG Nr.L 178 S.1: USA
Unterrichtung gem. §13(1) TMG iVm ABl. EG Nr.L 281 S.31: USA
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